
Ungarn: Christlicher Minister kritisiert EVP als zu liberal 

 

Mit einem Memorandum scheint der christliche Ministerpräsident Orbán seinen Ausstieg aus 

der Europäischen Volkspartei (EVP) vorzubereiten. 

 
Der ungarische Regierungschef Viktor Orbán hat in einem Brandbrief an seine 
Kollegen der Europäischen Volkspartei (EVP) ein konservativeres Profil der 
Vereinigung gefordert. "Wir haben ein Familienmodell aufgegeben, das auf der 
Ehe einer Frau und eines Mannes basiert, und sind in die Arme der Gender-
ideologie gefallen", beklagt der 56-Jährige neben vielen weiteren Punkten. 
 
"Anstatt die Geburt von Kindern zu unterstützen, sehen wir Massenmigration 
als eine Lösung für unsere demographischen Probleme." Christliche Positio-
nen würden, wenn es sie überhaupt noch geben würde, nicht offen und selbst-
bewusst vertreten, so der Vorsitzende der Fidesz-Partei. 
 
Dabei sei die EVP einst "demokratiefreundlich, anti-kommunistisch, marktfreundlich, anti-marxistisch 
und pro Nationen" gewesen und habe den Aufbau der Union auf der Grundlage von "Subsidiarität, 
Anti-Bürokratie und christlicher Inspiration" befürwortet, als "Vetreter und strenger Anhänger des 
christlichen Familienbildes und der Ehe eines Mannes und einer Frau", schrieb Orbán. Die EVP habe 
diese Werte einst "mutig, stolz und erfolgreich unter dem Druck ihrer Gegner, Moden und Trends und 
der linksliberalen Medienmehrheit vertreten." 
 
Die Parteigruppe habe Einfluss verloren und gleite "von der christlichen Rechten zu der Linken", so 
Orbán, der sich in dem "Memorandum über den Zustand der EVP" gegen die Führung durch den 
polnischen Politiker Donald Tusk stellt und mehr Zusammenarbeit mit oder Mitgliedschaft von "rech-
ten und national orientierten Parteien" fordert. 
 
Trennen sich die Wege? 

 
Die Europäische Volkspartei ist ein Zusammenschluss christlich-demokratischer und bürgerlich-kon-
servativer bis hin zu nationalkonservativ-rechtspopulistischen Parteien, ihr gehören etwa CDU und 
CSU aus Deutschland oder die ÖVP aus Österreich an. Sie steht zunehmend unter Druck durch 
populistische, konservativere oder rechtere Parteien, die sich in der EKR (etwa Polens PiS, aber auch 
die britischen Konservativen) oder ID (u.a. Lega Nord, Rassemblement National, AfD, FPÖ) zusam-
mengeschlossen haben. 
 
Im März 2019 war Fidesz wegen zunehmender Demontage des Rechtsstaates und der Demokratie 
in Ungarn von der EVP suspendiert worden: Die Partei gehört zwar weiterhin der Fraktion an, die 
Abgeordneten und Orbán dürfen aber nicht an Sitzungen teilnehmen oder für Ämter kandidieren. Für 
einen kompletten Ausschluss scheint es aus Angst vor Machtverlust keine Mehrheit zu geben – erst 
Anfang Februar bestätigte Tusk die weitere Suspendierung. Beobachter vermuten, der Brandbrief 
diene Orbán zur Vorbereitung seines Wechsels in eine andere Parteigruppe – wohl an die Seite der 
polnischen PiS. Mit einem Austritt aus der EVP hatte er bei fortdauernder Suspendierung bereits 
gedroht. 
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